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Die Sommerpause ist zu 
Ende und der politische 
Alltag hat uns wieder. 
Wie Ihr sicherlich schon 
wisst, stehen wieder jede 
Menge wichtige Reform-
entscheidungen an über 
die wir Euch in dieser ge-
sonderten SÜDWEST 
GRÜN Auflage informie-
ren möchten. Deshalb ha-
ben wir für Euch die „
Grünen“ Standpunkte zur 
Gemeindefinanzreform, 
der Gesundheitsreform 
sowie zur Umweltpolitik 
noch einmal zusammen-
gefasst. Im Anschluss dar-
an gibt es wie gewohnt 
auch diesmal einen gro-
ßen Serviceteil, indem Ihr 
alle MdBs aus Ba-Wü mit 
ihren Aufgabengebieten, 
wichtigsten Telefonnum-
mern und Ansprechpart-
nerInnen auf einen Blick 
findet. Weitere Infos fin-

det Ihr natürlich auch unter 
www.gruene.de 
 
Viel Spaß 
Euer Alex Bonde 
 

desrat den neuen Geset-
zen zuwenden und über 
deren Verbleib im bun-
desdeutschen Reform-
katalog entscheiden. 
Der Haushalt für das 
Jahr 2004 wird in 2. und 
3. Lesung die Plenum-
debatten vom 24.-28. 
November bestimmen. 
Im Bundesrat am 
19.12.03 wird, kurz vor 
Weihnachten, ein hof-
fentlich gut geschnürtes 
Haushaltspaket be-
schlossen. 
 

Liebe Freundinnen und Freunde, REFORMFAHRPLAN     
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In dieser Ausgabe: 

Bis Ende November 
wird der parlamentari-
sche Verlauf einiger Ge-
setzgebungsverfahren 
abgeschlossen sein. In 
der ersten Sitzungswo-
che im Oktober, vom 
13.10.03 -17.10.03  wer-
den Teile des Hartz-
Konzeptes, die  Reform 
der Sozialhilfe und die 
Gemeindefinanzreform 
voraussichtlich abschlie-
ßend im Bundestag ver-
handelt. 
Fristgerecht drei Wo-
chen später, am 7.11.03, 
wird sich dann der Bun-

Wann steht was als Debatte im  
Plenum, bzw. vor dem Bundesrat 
an? 
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Gemeindefinanzen: Union gespalten – Koalitionsfraktionen einig 
Von Kerstin Andreae, kommunalpolitische Sprecherin 

als Änderungsantrag 
zum Gesetzentwurf 
einbringen werden: 
 
� Senkung der Ge-

werbesteuerumlage 
� Keine Abschmel-

zung des Freibetra-
ges. Im Regierungs-
entwurf verringert 
sich ab 25.000 Euro 
der Freibetrag kon-
tinuierlich, also bei 
30.000 Euro Ge-
winn noch 20.000 € 
Freibetrag,  bei 
40.000 € Gewinn 
noch 10.000 € Frei-
betrag etc. Wir wol-
len keine Ab-
schmelzung, son-
dern einen vollen 
Freibetrag. 

� Hinzurechnung von 
50% der Dauer-
schuldzinsen, d.h. 
Übernahme des ge-
samten Hinzurech-
nungsblocks aus 
dem derzeit gelten-
den Gewerbesteuer-
gesetz in das neue 
G e m e i n d e w i r t -
schaftsteuergesetz 
als Mindestforde-
rung. 

� Bei der Neugestal-
tung der Gemeinde-
w i r t scha f t s t eue r 
darf es nicht zu 
Verschiebungen zu 
Lasten der mittel-
ständischen Wirt-
schaft gegenüber 
großen Kapitalge-
sellschaften kmmen. 

Bei den Gemeindefinan-
zen haben sich in jüngs-
ter Zeit nahezu täglich 
neue Aspekte ergeben. 
Die augenblickliche La-
ge stellt sich wie folgt 
dar: Die Union bleibt 
gespalten. Der CDU-
Politiker Doll, baden-
württembergischer Städ-
tetags-Präsident, hat öf-
fentlich die Hinzurech-
nung von Dauerschuld-
zinsen zum Gewerbeer-
trag eingefordert, eben-
so die Präsidentin des 
Deutschen Städtetages, 
Frau Roth, während 
Friedrich Merz die Ab-
schaffung der Gewerbe-
steuer fordert. Dies Sei-
te an Seite mit der FDP, 
die erwartungsgemäß 
Klientelpolitik betreibt. 
 
Franz Müntefering hat 
in den Tagesthemen 
vom 07.09.2003 fest-
gehalten, dass es defini-
tiv zu Nachbesserungen 
seitens der Fraktionen 
kommen wird. Die 
Fraktionen von SPD 
und Grünen sind sich 
hier über die Richtung 
einig. Auf unserer Frak-
tionsklausur haben wir 
wesentliche Punkte 
hierzu beschlossen:  
� Der Gesetzentwurf 

des BMF zur Re-
form der Gemeinde-
finanzen bedarf der 
Verbesserungen. 

� Die Kommunen 
brauchen eine rasch 

wirksame und dau-
erhafte finanzielle 
Nettoentlastung. 

� Das Entlastungsziel 
von 5 Mrd Euro für 
die Kommunen muß 
sicher erreicht wer-
den. 

� Schnelle und wirk-
same Hilfe bringt 
die Senkung der Ge-
werbesteuerumlage, 
anteilig zu Lasten 
von Bund und Län-
dern. 

� Bei der Einbezie-
hung der freien Be-
rufe müssen durch 
Anrechnung auf be-
stehende Freibeträge 
Mehrbelastungen in 
der Regel ausge-
schlossen werden. 
Ein einfaches und 
transparentes Ver-
fahren ist notwen-
dig. 

� Die grüne Bundes-
tagsfraktion wird die 
notwendigen Ver-
besserungen des 
vorliegenden Ge-
setzentwurfes des 
BMF umgehend und 
in enger Zusammen-
arbeit mit der Frakti-
on der SPD in An-
griff nehmen. 

 
Aus dieser Richtlinie 
ergeben sich konkrete 
Forderungen für den 
Gesetzentwurf, die wir 
in den nächsten Tagen 
zusammen mit der 
SPD besprechen und 

 

Wir brauchen eine 
Reform, die 2004 greift. 
Deshalb drücken wir in 
den nun folgenden 
Gesprächen auf Tempo, 
damit die Kommunen 
rasch entlastet werden 
können. 
Kerstin Andreae 



Gesundheitsreform 2003: Kompromiss mit Perspektiven   
von Biggi Bender, gesundheitspolitische  Sprecherin 

Das wurde verabredet: 

� Die Krankenkassen 
und Kassenärztli-
chen Vereinigungen 
werden verpflichtet, 
Prüf-und Ermitt-
lungseinheiten zur 
Korruptionsbekämp-
fung einzurichten. 

4. Konsequente Quali-
tätssicherung 
� Es wird ein Institut 

für Wirtschaftlich-
keit und Qualität in 
der Gesundheitsver-
sorgung gegründet.  

� In Zukunft besteht 
für ÄrztInnen eine 
regelmäßige Fortbil-
dungspflicht.  

Die Arztpraxen haben 
ein internes Qualitäts-
management einzufüh-
ren. 
5. Weiterentwicklung 
der Versorgungsstruk-
turen 
� Die mit der Gesund-

heitsreform 2000 
eingeführte integ-
rierte Versorgung 
wird von Fesseln be-
freit.  

� Es können Gesund-
heitszentren gegrün-
det werden.  

� Krankenhäuser wer-
den für hochspezia-
lisierte Leistungen 
der fachärztlichen 
Versorgung z.B. bei 
der Behandlung von 
Krebs- oder Multip-
le Sklerose-Kranken 
geöffnet.  

6. Mehr Bedarfsorien-
tierung, weniger Bud-
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Für Bündnis 90/Die 
Grünen waren bei den 
Konsensverhandlun-
gen zur Gesundheits-
reform 2003 vor allem 
zwei Ziele wichtig: Ei-
ne schnelle Senkung 
der Lohnnebenkosten 
und Strukturrefor-
men, die dauerhaft die 
Qualität und Wirt-
schaftlichkeit unseres 
Gesundheitswesens 
v e r b e s s e r n .  D e r 
schließlich vereinbarte 
Kompromiss wird die-
sen Zielen zum Teil ge-
recht. Die Kranken-
versicherungsbeiträge 
werden in den nächs-
ten Jahren deutlich 
sinken. Durch die be-
schlossenen Struktur-
reformen wird das 
System effektiver und 
effizienter werden. 
Trotzdem bleibt noch 
viel zu tun. An vielen 
Stellen merkt man 
dem Kompromiss 
deutlich an, dass nicht 
alle Beteiligten bereit 
waren, alte Zöpfe ab-
zuschneiden. 

1. Stärkung der Pati-
entenrechte 

� PatientInnen- und 
Selbsthilfeverbände 
erhalten Informati-
ons-, Beteiligungs- 
und Anhörungsrech-
te. 

� Es wird durch die 
Bundesregierung 
ein/e Patientenbe-
auftragte/r berufen. 

2. Stärkung der Pati-
entensouveräntität 
Beim Versicherungsum-
fang und dessen Finan-
zierung erhalten Versi-
cherte größere Entschei-
dungsspielräume und 
Gestaltungsmöglichkei-
ten. Versicherte können 
künftig ambulante Leis-
tungen im EU-Ausland 
ohne Genehmigung ih-
rer Krankenkassen in 
Anspruch nehmen. 
3. Mehr Transparenz 
im Gesundheitswesen 
� Die PatientInnen 

können künftig von 
ihrem Arzt eine Be-
handlungsquittung 
verlangen. 

� Die Krankenkassen 
müssen künftig Ge-
schäftsberichte ver-
öffentlichen. 

� Damit der Informa-
tionsfluss im Ge-
sundheitswesen bes-
ser wird, löst zum 1. 
Januar 2006 die e-
lektronische  

  Gesundheitskarte die        
K r a n k e n v e r s i che-

rungskarte ab. 

getierung 
� Ab dem Jahr 2007 

werden die Budgets 
für die niedergelas-
senen ÄrztInnen ab-
geschafft und durch 
arztgruppenspezifi-
sche Regelleistungs-
volumina ersetzt. 

7. Neuordnung des 
Arzneimittelmarkts 
� Künftig bekommen 

die ApothekerInnen 
je verkaufter Arznei-
mittelpackung einen 
Fixzuschlag statt 
wie bisher prozentu-
ale Zuschläge.  

�  Bei verschreibungs-
freien Arzneimitteln 
wird der Preis nicht 
mehr gesetzlich vor-
geschrieben, dies 
führt zu einem Preis-
wettbewerb, der den 
PatientInnen zugute 
kommt. 

� Auch in Deutsch-
land wird der Ver-
sandhandel mit Arz-
neimitteln zugelas-
sen.  

Künftig wird ein Apo-
theker bis zu vier Apo-
theken besitzen dürfen. 
8. Stärkung der Ge-
sundheitsversorgung 
in Ostdeutschland 
� Die Honorare der 

n iedergelassenen 
ÄrztInnen in Ost-
deutschland werden 
an die in  
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� Westdeutschland an-
geglichen.  

� Die Kassenärztlichen 
Vereinigungen erhal-
ten die Möglichkeit, 
ÄrztInnen, die sich 
in unterversorgten 
Regionen niederlas-
sen, Sicherstellungs-
zuschläge zu zahlen. 

9. Deutliche Absen-
kung der Lohnneben-
kosten ab 2004 
Die Gesundheitsreform 
2003 wird den durch-
schnittlichen Beitrags-
satz der GKV, der ge-
genwärtig bei 14,3 Pro-
zent liegt,  im kommen-
den Jahr auf 13,6 Pro-
zent und bis zum Jahr 
2006 auf unter 12,5 Pro-
zent absenken. Damit 
wird der Faktor Arbeit 
wesentlich entlastet. 
Dies wird durch folgen-
de Maßnahmen möglich: 
� Leistungen, die all-

gemeinen familien- 
und sozialpolitischen 
Zielen dienen wer-
den künftig aus dem 
allgemeinen Steuer-
aufkommen finan-
ziert. Hierzu wird die 
Tabaksteuer schritt-
weise bis zum Jahr 
2006 um einen Euro 
pro Packung angeho-
ben.  

� Die Leistungen zur 
Sterilisation, das 
Entbindungsgeld und 
das Sterbegeld wer-
den aus dem Leis-
tungskatalog genom-
men. Bei der künstli-
chen Befruchtung 
werden von der GKV 
nur noch 50 Prozent 

� Krankenkassen legen 
seit 1989 Festbeträge 
für  nicht patentge-
schützte Arzneimittel 
fest, bis zu deren Hö-
he sie die Kosten ü-
bernehmen. Neu in 
die Festbetragsrege-
lung einbezogen wer-
den die sog. „
Analogarzneimittel“, 
die sich nur unwe-
sentlich von den be-
reits auf den Markt 
befindlichen Arznei-
mitteln unterscheiden 
und keinen besonde-
ren Zusatznutzen auf-
weisen. 

Die Verwaltungsausga-
ben der Krankenkassen 
werden bis zum Jahr 
2007 an die Entwicklung 
der beitragspflichtigen 
Einkommen gebunden. 
 
 Fazit 
 
Einen großen Schritt vor-
wärts wird die Gesund-
heitsreform hinsichtlich 
der Beteiligungsrechte für 
Patientenverbände und 
Selbsthilfezusammen-
schlüsse bedeuten. Künf-
tig wird auch im Gesund-
heitswesen Bürgerbeteili-
gung groß geschrieben. 
Das wird auch der Quali-
tät der Gesundheitswesen 
sehr zugute kommen.Mit 
der Finanzierung der so-
genannten versicherungs-
fremden Leistungen wird 
einer langjährigen grünen 
Forderung entsprochen, 
gesellschaftliche Aufga-
ben durch die Gesamtge-
sellschaft und nicht nur 
durch die Beitragszahler- 

der Kosten getragen. 
Der Leistungsan-
spruch bei der Ver-
sorgung mit Brillen 
wird auf Kinder und 
Jugendliche bis 18 
sowie auf schwer 
sehbehinderte Perso-
nen begrenzt.  

� Ab 2005 wird der 
Zahnersatz allein von 
den Versicherten fi-
nanziert. Dabei ha-
ben sie die Wahl 
zwischen gesetzli-
cher und privater 
Krankenversiche-
rung. In der gesetzli-
chen Krankenversi-
cherung erfolgt die 
Finanzierung über ei-
nen einheitlichen, 
einkommensunab-
hängigen Beitrag (ca. 
5 bis 6 Euro). Die 
beitragsfreie Famili-
enmitversicherung 
bleibt erhalten. 

� Ab 2006 wird die 
Fianazierung  des 
Krankengeldes über 
einen zusätzlichen 
Beitragssatz in Höhe 
von 0,5% vollständig 
durch die Versicher-
ten geleistet. 

� Auf alle medizini-
schen Leistungen 
wird künftig eine Zu-
zahlung von 10% 
bzw. mindestens 5 
Euro erhoben, die a-
ber für die einzelne 
Leistung nie mehr als 
10 Euro beträgt. Kin-
der sind von Zuzah-
lungen freigestellt. 
B e i m  ( Z a h n - )
Arztbesuch fallen die 
10 Euro nur einmal 

pro Quartal an, auch 
wenn derselbe Arzt 
mehrfach aufgesucht 
wird bzw. wenn der 
Besuch weiterer Ärz-
te mit einer Überwei-
sung erfolgt. Vorsor-
geuntersuchungen 
sind zuzahlungsfrei. 
Bei einem stationä-
r e n  A u f e n t h a l t 
(Krankenhaus, Reha) 
wird eine Zuzahlung 
von 10 Euro pro Tag 
für längstens 28 Tage 
im Jahr erhoben. Bei 
Heilmitteln und 
häuslicher Kranken-
pflege gilt künftig ei-
ne Zuzahlung von 
10% je einzelner 
Leistung zuzüglich 
eines Beitrages von 
10 Euro für die ge-
samte Verordnung.
Für chronisch kranke 
Menschen gilt eine 
Belastungsgrenze in 
Höhe von 1% und 
für alle anderen in 
Höhe von 2% des 
Bruttoeinkommens. 
Familien mit Kin-
dern erhalten einen 
Freibetrag je Kind.  

� Auf Versorgungsbe-
züge (dazu gehören 
u.a. Betriebsrenten, 
Renten aus Versor-
gungswerken und 
Pensionen) und Al-
terseinkünfte aus 
selbstständiger Tä-
tigkeit von Rentne-
rInnen wird künftig 
der volle Beitrags-
satz erhoben. Die  
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und der Anteil anderer 
Einkünfte an den Al-
terseinkommen wachsen.  
Dieser Vorschlag trägt 
zu mehr Generationen-
gerechtigkeit bei. 
Durch die gemeinsame 
Anstrengung von Versi-
cherten, PatientInnen, 
SteuerzahlerInnen und 
Leistungserbringern wird 
in den nächsten drei Jah-
ren der durchschnittliche 
Beitragssatz zur GKV 
um mehr als zwei Pro-
zent sinken. Dies ist ein 
großer Beitrag für mehr 
Beteiligungsgerechtig-
keit auf dem Arbeits-
markt. Kritisiert wird al-
lerdings von vielen Sei-
ten, dass die Gesund-
heitsreform sozial unaus-
gewogen sei. Die Belas-
tungen würden alleine 
die PatientInnen und 
Versicherten tragen, die 
Leistungserbringer wür-
den ungeschoren blei-
ben. Das ist so nicht 
richtig. Die Anbieter von 
Gesundheitsleistungen 

s i n d 
bereits 
d u r c h 
d a s 
z u m 
Jahres-
anfang 
i n 
K r a f t 

getretene Beitragssatzsi-
cherungsgesetz stark in 
die Pflicht genommen 
worden. Durch die „
Nullrunden“ für Ärzte, 
Zahnärzte und Kranken-
häuser, die Absenkung 
der Vergütungen für die 
Zahntechniker und vor 

allem die Pflichtrabatte 
der Apotheken und der 
Pharmaindustrie an die 
GKV wurden die Leis-
tungserbringer mit einem 
Beitrag in Milliardenhöhe 
an der Konsolidierung 
der Finanzentwicklung 
der GKV beteiligt. Und 
auch die Gesundheitsre-
form 2003 hält Belastun-
gen für die Leistungserb-
ringer bereit. 
Allein die 
Arzneimit-
telindustrie 
wird durch 
die verein-
b a r t e n 
Strukturre-
formen mit-
telfristig mit 3 Milliarden 
Euro belastet. 
Die Ausgliederung des 
Zahnersatzes aus der soli-
darischen Finanzierung 
war durch uns und die 
SPD nicht gewollt. Aller-
dings stellt die nun ge-
fundene Lösung sicher, 
dass die Absicherung des 
Zahnersatzes auch weiter-
hin durch die GKV ange-
boten wird. Die Konkur-
renz durch private Kran-
kenversicherungsunterne
hmen muss die GKV 
nicht fürchten. Die GKV 
ist weitaus preiswerter als 
die Privaten und hat dar-
über hinaus weitaus grö-
ßere Kapazitäten bei der 
Qualitätssicherung. 
Richtig ist die häufig ge-
äußerte Kritik, dass die 
Gesundheitsreform 2003 
nicht so viel Wettbewerb 
in das Gesundheitswesen 
bringt, wie eigentlich er-
forderlich wäre. Insbes- 

Innen finanzieren zu las-
sen 
Die neuen Spielräume 
für Ärzte-Netze, Ge-
sundheitszentren und an-
dere kooperative Versor-
gungsformen sind sehr 
positiv zu bewerten. Da-
durch wird ein Wettbe-
werb unterschiedlicher 
V e r s o r g u n gs f o r m e n 
möglich, der der Qualität 
und der Wirtschaftlich-
keit unserer Gesund-
heitsversorgung zugute 
kommen wird. 
Wichtige Fortschritte 
sind insbesondere auf 
Druck der Grünen auch 
im Arzneimittelbereich 
zu verzeichnen. Die be-
grenzte Aufhebung des 
A p o t h e k e n -
Mehrbesitzverbots, die 
Zulassung des Versand-
handels und der Preis-
wettbewerb für ver-
schreibungsfreie Arznei-
mittel versprechen fri-
schen Wind in diesen 
bisher überreglementier-
ten Bereich zu bringen. 
Wir begrüßen, 
dass die Beiträge 
zur Krankenver-
sicherung der 
Rentner (KVdR) 
nicht mehr aus-
schließlich am 
Rentenzahlbe-
trag festgemacht 
wird, da in der KVdR 
bereits aktuell 60% der 
Ausgaben über die Bei-
träge der jüngeren Versi-
cherten aufgebracht wer-
den und dieser Anteil 
2030 bei rd. 80% liegen 
wird. Gleichzeitig wird 
das Rentenniveau sinken 

sondere der Verzicht auf 
die sukzessive Ablösung 
des Kollektivvertrags-
systems durch ein Ein-
zelvertragssystem im 
Fachärztebereich ist uns 
schwer gefallen. Wir be-
dauern auch, dass die 
Krankenkassen weiterhin 
mit jedem im jeweiligen 
Landeskrankenhausplan 
aufgenommenen Kran-

kenhaus – 
unabhängig 
von seiner 
Qualität und 
Wirtschaft-
lichkeit – ei-
nen Vertrag 
abschließen 
muss. 

Im Arzneimittelbereich 
gibt es zwei kritische 
Punkte. Dies ist zum ei-
nen der Verzicht auf die 
Arzneimittel-Positivliste, 
die die Transparenz und 
die Qualität auf dem 
Arzneimittelmarkt deut-
lich verbessert hätte – 
das Einsparpotential ist 
durch die Herausnahme 
der verschreibungsfreien 
Arzneimittel aber nahezu 
abgedeckt. Deren Aus-
steuerung wiederum, die 
grundsätzlich richtig ist, 
wird von Vielen als Be-
drohung der Arzneimit-
tel der besonderen The-
rapierichtungen und ih-
rer Hersteller wahrge-
nommen. Da der größte 
Teil der natürlichen Arz-
neimittel verschrei-
bungsfrei sei, müssten 
die Patientinnen und Pa-
tienten diese Medika-
mente künftig selbst be-
zahlen.  Ausweichreakti-

„Die Ausgliederung 
des Zahnersatzes aus 
der solidarischen 
Finanzierung war 
durch uns und die SPD 
nicht gewollt“ 

„Künftig wird auch im 
Gesundheitswesen 
Bürgerbeteiligung 
groß geschrieben“ 
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onen hin zu chemischen 
Arzneimitteln, die auch 
weiterhin durch die GKV 
getragen werden, seien 
wahrscheinlich. Da diese 
Kritik insb. auch aus Ba-
den-Württemberg zu ver-
nehmen war, hierzu ein 
paar ausführlichere Sät-
ze. 
An dieser Argumentation 
ist vieles richtig. Die 
zentralen Gegenargu-
mente lauteten, dass 70 
% der verkauften ver-
schreibungsfreien Arz-
neimittel von den Patien-
tinnen und Patienten 
schon jetzt selbst bezahlt 
werden und diese Arz-
neimittel durchschnitt-
lich weniger als 11 Euro 
kosten. Daher sei diese 
Begrenzung des GKV-
Leistungskatalogs sozial 
vertretbar. 
Wir haben frühzeitig dar-
auf aufmerksam ge-
macht, dass durch diesen 
Ausschluss die Gefahr 
bestünde, dass Naturarz-
neimittel vom Arzneimit-
telmarkt gedrängt wer-
den. Innerhalb des Koali-
tionsvorschlags waren 
deshalb neben den Son-
derbestimmungen für 
Kinder und behinderte 
Jugendliche auch Aus-
nahmeregelungen insbe-
sondere für die homöo-
pathischen und anthropo-
sophischen Arzneimittel 
vorgesehen. 
In den Konsensverhand-
lungen zur Gesundheits-
reform konnten diese Re-
gelungen trotz unserer 
heftigen Einwände nicht 
gehalten werden. Errei-

chen konnten wir ledig-
lich, dass verschreibungs-
freie Arzneimittel, die bei 
der Behandlung schwer-
wiegender Erkrankungen 
angewendet werden, auch 
weiterhin verordnungsfä-
hig sind. Die Konkretisie-
rung dieser Regelung soll 
durch den Gemeinsamen 
Bundesausschuss erfol-
gen. Damit 
sollte die 
Anwendung 
pflanzlicher 
Arzneimit-
t e l  be i 
s c h w e r e n 
Krankheiten 
gesichert sein. 
Die Bilanz der Gesund-
heitsreform 2003 ist 
zwiegespalten. Es bleibt 
noch viel zu tun. 
 
Was ist noch zu tun? 
 
Wir werden darauf ach-
ten, dass der Gemeinsa-
me Bundesausschuss ent-
sprechend der Gesetzes-
vorgabe die Arzneimittel 
der besonderen Therapie-
richtungen bei der For-
mulierung seiner Richtli-
nie hinreichend berück-
sichtigt. Vor allem wer-
den wir uns dafür einset-
zen müssen, dass die be-
sondere Qualitäten natür-
licher Arzneimittelthera-
pien für ÄrztInnen und 
PatientInnen so offen-
sichtlich werden, dass sie 
sich auch ohne Zuschuss 
durch die GKV für diese 
Arzneimittel entscheiden. 
Bündnis 90/Die Grünen 
werden sich auch weiter-
hin für die wettbewerbli-

 

che Weiterentwicklung 
der solidarischen Kran-
kenversicherung einset-
zen. Aufmerksam wer-
den wir die Umsetzung 
der vereinbarten Struk-
turreformen begleiten. 
Die Ausweitung von 
Wettbewerbsstrukturen 
auf alle Leistungsberei-
che steht auch weiterhin 

auf der Ta-
gesordnung. 
Vor allem a-
ber wird es 
noch in die-
ser Legisla-
t u r p e r iode 
n o t w e nd ig 

sein, eine Reform der Fi-
nanzierung der GKV an-
zugehen. Die Finanzie-
rungsgrundlagen der 
GKV müssen zukunftss-
sicher und gerechter 
werden. Ansonsten wird 
die GKV den steigenden 
Anforderungen durch 
den demographischen 
Wandel und medizini-
schen Fortschritt nicht 
gewachsen sein. Damit 
auch künftig alle den Zu-
gang zu den medizinisch 
notwendigen Leistungen 
haben, treten Bündnis 
90/Die Grünen für eine 
Weiterentwicklung der 
GKV in eine Bürgerver-
sicherung ein, der alle 
BürgerInnen angehören 
und zu deren Finanzie-
rung alle Einkunftsarten 
beitragen. Mit der Arbeit 
an dieser Reform begin-
nen wir jetzt. 

„Aufmerksam werden 
wir die Umsetzung der 
vereinbarten 
Strukturreform 
begleiten“ 

Biggi Bender 
Mitglied im Ausschuss für 
Gesundheit und Soziales 



Reformen für Deutschland: Mit Ökologie und Verbraucherschutz 

In den vergangenen Wo-
chen und Monaten hat 
sich eine absurde Diskus-
sion um den Sinn und 
Zweck von Umwelt- und 
Verbraucherpolitik in 
Zeiten knapper Kassen 
und lahmender Konjunk-
tur entbrannt, allem vor-
an der Streit um die die 
Förderung der erneuerba-
ren Energien, insbeson-
dere der Windenergie. Es 
wird in der öffentlichen 
Diskussion zunehmend 
der Eindruck vermittelt, 
Umwelt- und Verbrau-
cherschutz seien eine 
Wachstums- und Innova-
tionsbremse, Ökologie 
und Ökonomie zwei sich 
gegenseitig ausschließen-
de Zielgrößen. Ob Kli-
maschutz oder Agrar-
wende, Chemiepolitik o-
der Dosenpfand, ökolo-
gisch innovative Politik 
wird als Gefahr für Ar-
beitsplätze und den 
Standort Deutschland 
dargestellt. Besorgniser-
regend ist dabei die Re-
aktion der Bürgerinnen 
und Bürger auf diese De-
batte: Zu beobachten ist 
eine wachsende Verunsi-
cherung selbst bis in grü-
ne Kreise hinein. 
Ein besonders fragwürdi-
ges Verhalten legen da-
bei Teile der Wirtschaft 
an den Tag. Das Beispiel 
des Dosenpfands macht 
deutlich, wie die durch-
aus berechtigte Sorge um 
Arbeitsplätze für eine in-
teressengeleitete Verhin-

derungspolitik instrumen-
talisiert wird und das ge-
gen geltendes Recht und 
trotz großem Entgegen-
kommen des Umweltmi-
nisters. Doch auch der 
Streit um die angebliche 
zu hohe Förderung der er-
neuerbaren Energien 
zeigt, dass zwei Dinge 
ganz offensichtlich aus 
dem Blickfeld geraten 
sind:  
Erstens, Ökonomie und 
Ökologie sind zwei Sei-
ten der selben Medaille, 
denn nur ökologische In-
novationen sind auch ö-
konomisch nachhaltige 
Innovationen. Und zwei-
tens, ein funktionierender 
Markt ist auf gut infor-
mierte und selbstbewuss-
te Verbraucherinnen und 
Verbraucher angewiesen. 
Ohne Transparenz und 
Wahlfreiheit ist kein fai-
rer Wettbewerb möglich. 
Vier Beispiele für wirt-
schaftlich erfolgreiche 
bzw. zukunftsträchtige ö-
kologische Innovations-
bereiche sollen dies ver-
anschaulichen: die Ener-
giepolitik mit ihren sehr 
erfolgreichen Instrumen-
ten, die Kreislaufwirt-
schaft mit einem noch 
nicht ausgeschöpften In-
novationspotenzial, der 
Bereich Umwelt und Ge-
sundheit sowie die aktu-
ell auf EU-Ebene disku-
tierte Reform der Chemi-
kalienpolitik.  
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Im Bereich des Klima-
schutzes und hier vor al-
lem in der Energiepolitik 
haben rot-grüne Reform-
maßnahmen eindrucks-
volle wirtschaftliche Ent-
wicklungen ausgelöst. 
Durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz, das 
100.000-Dächer Pro-
gramm und das Marktan-
reizprogramm 
konnten in den 
vergangenen 
Jahren mehr 
als 130.000 
Arbeitsplätze 
rund um die 
erneuerbaren 
Energien ge-
schaffen werden – allem 
voran in kleinen und mit-
telständischen Betrieben. 
Die Branche ist somit ei-
ne der wenigen in 
Deutschland, in der    
hochqualifizierte Ar-
beitsplätze entstehen. 
Der Emissionshandel 
wird ab 2005 zusätzlich 
Investitionen in effizien-
te Technologien beloh-
nen. Im Bereich effizien-
ter Technologien liegt 
noch ein enormes Poten-
zial brach, sowohl in der 
Industrie als auch beim 
privaten Verbraucher. Je-
des Jahr verschlingt der 
Stand-by-Betrieb elektro-
nischer Geräte eine 
Strommenge in der Grö-
ßenordnung zweier 
Großkraftwerke. Zudem 

muss in Deutschland in 
den nächsten 25 Jahren 
eine Kraftwerksleistung 
von 40.000 MW ersetzen 
werden, in Europa sind 
es insgesamt 200.000 
MW. Hier und heute 
müssen also die Weichen 
für die zukünftige Ener-
gieversorgungsstruktur 
gestellt werden. Der ein-

zig richti-
ge Weg 
führt da-
bei in de-
z e n t r a l e 
Verbund-
sys teme, 
an der 
möglichst 

viele Akteure quer durch 
die Wirtschaftszweige 
und die Regionen betei-
ligt sind. Eine zukunfts-
fähige Energiepolitik 
muss auf die Förderung 
erneuerbarer Energien 
aus Sonne, Wind, Was-
ser, Biomasse und Erd-
wärme, Energieeinspa-
rung und Energieeffi-
zienz setzen. 
Die aktuelle Debatte um 
die Windenergie ist vor 
diesem Hintergrund ab-
surd. Das Erneuerbare-
Energien-Gesetz kostet 
keinen Cent Steuermittel. 
Durch die Umlagefinan-
zierung über den Strom-
preis werden private 
Haushalte zur Zeit mit 
nur 1 Euro pro Monat be-
lastet. Rechnet man die 

Mit Klimaschutz und Energiewende schwarze 
Zahlen schreiben 

„Das Erneuerbare-
Energien-Gesetz 
kostet keinen Cent 
Steuermittel“ 
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Mit Umweltschutz zu mehr 
Prävention und Kostensen-
kung im Gesundheitswesen  
 
Ökologie und Verbrau-
cherschutz können aber 
noch zu einem anderen 
zentralen Reformthema 
einen wichtigen Beitrag 
leisten: In der aktuellen 
Debatte um die Gesund-
heitsreform wird zu we-
nig be-
ach te t , 
d a s s 
v i e l e 
Krank-
h e i t e n 
d u r c h 
U m -
weltfaktoren ausgelöst o-
der verstärkt werden. Me-
diziner weisen immer 
drängender darauf hin, 
dass neben Alkohol und 
Nikotin vor allem kriti-
sche Umweltbedingungen 
aber auch falsche Ernäh-
rungsgewohnheiten, Be-
wegungsmangel, Lärm 
und Stress verantwortlich 
sind für die Zunahme von 
Allergien, Atemwegs- 
und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen. Kinder 
und Jugendliche sind in 
diesem Zusammenhang 
ganz besonders gefährdet. 
Alleine die Gesundheits-
kosten für Allergien in 
Europa belaufen sich 
nach Schätzungen der 
EU-Kommission auf 
jährlich 45 Mrd. Euro. 
Ein gutes Beispiel bietet 
ganz aktuell der heiß um-
kämpfte Rußpartikelfilter 
für Dieselfahrzeuge: 
Jährlich können etwa 
14.000 Krebstodesfälle 
auf die gesundheitsschä-

volkswirtschaftlichen 
Kosten der atomaren 
und fossilen Energie-
quellen mit ein, sind 
die Kosten pro Haus-
halt und Monat, die 
durch Waldsterben, 
Flutschäden, Dürre-
schäden, Bergbau, A-
tomtransporte etc. ent-
stehen, mit mindestens 
5 Euro anzusetzen. 
Diese Kosten entfallen 
durch den Einsatz er-

neuerbarer Energien. 
Dass die Förderung 
der erneuerbaren Ener-
gien stärker degressiv 
gestaltet werden muss 
ist selbstverständlich 
und bereits entspre-
chend im Entwurf des 
Bndesumweltministe-
riums zur EEG-
Novelle berücksich-
tigt. 
Gerade im Bereich der 
Kreislauf-
wirtschaft 
v e r b i r g t 
sich ein 
großes Po-
tenzial für 
ö k o l o g i -
sche Inno-
vationen und zwar 
mehr, als die aktuelle 
Debatte um die Verpa-
ckungsverordnung und 
das Einwegpfand ver-
muten lässt. Festgehal-
ten werden sollte zu-
nächst, dass das Ein-

Mit der Strategie „
Weg vom Öl“ zu 
mehr Innovationen 
in der Kreislaufwirt-
schaft 

wegpfand die ökologisch 
sinnvollen Mehrwegsys-
teme stärkt, in der mittel-
ständischen Getränkein-
dustrie Arbeitsplätze er-
hält und neue schafft. 
Die Debatte über das 
Einwegpfand weist aber 
über das Thema hinaus. 
Nicht nur Verpackungen, 
auch viele andere Pro-
dukte und Werkstoffe ba-
sieren heute auf dem fos-
silen Rohstoff Erdöl mit 
all seinen negativen öko-
logischen, sozialen und 
sicherheitspolitischen 
Folgen. Nachwachsende 
Rohstoffe haben hier ein 
enormes, noch kaum ge-
nutztes Potenzial, sich 
als klimaneutrale und ö-
kologisch weitgehend 
unbedenkliche Alternati-
ve zu etablieren. Schon 
heute haben Verpackun-
gen auf Basis nachwach-
sender Rohstoffe Markt-
reife erlangt, werden 
Werkstoffe aus nach-
wachsenden Rohstoffen 
z.B. in der Autoindustrie 
eingesetzt. Nachwach-
sende Rohstoffe ermögli-

chen zu-
dem ein 
z u s ä t z l i -
ches Stand-
bein für die 
Landwirte. 
Ä h n l i c h 
den erneu-

erbaren Energien sind 
viele dieser Zukunfts-
technologien allerdings 
zur Zeit noch nicht kon-
kurrenzfähig und benöti-
gen deshalb Anschubhil-
fe, um sich einem fairen 
Wettbewerb stellen zu 

digende Wirkung von 
Rußpartikeln zurückge-
führt werden. Die flä-
chendeckende Einfüh-
rung entsprechender Fil-
tersysteme ist dringend 
geboten und schon lange 
ü b e r f ä l l i g .
Erwähnenswert ist in die-
sem Zusammenhang, 
dass der Entwickler eines 

bahnbrechenden 
Rußpartikelfilter-
systems und Pio-
nier der Katalysa-
t o r e n t e c h n i k ,  
Hermann Josef 
Schulte  – be-
zeichnenderweise 
 Chef eines mit-

telständischen Unterneh-
mens – den diesjährigen 
Deutschen Umweltpreis 
der Bundesstiftung Um-
welt erhält. Ein Muster-
beispiel einer erfolgrei-
chen ökologische Inno-
vation. Die Konsequenz 
hieraus muss insgesamt 
eine deutliche Stärkung 
des Querschnittsthemas 
Umwelt und Gesundheit 
im Regierungshandeln 
sein. Das im Jahr 1999 
aufgelegte Aktionspro-
gramm Umwelt und Ge-
sundheit kann dafür als 
Ausgangsbasis dienen. 
Ob in der Verkehrspoli-
tik, dem Arbeitsschutz o-
der dem klassischen Um-
weltschutz Umwelt und 
Gesundheit muss als 
Handlungsfeld in allen 
Ressorts Berücksichti-
gung finden. Dabei muss 
sich das Vorsorgeprinzip 
künftig noch deutlicher 
als Leitgedanke etablie-
ren.  

„Schon heute haben 
Verpackungen auf 
Basis nachwachsender 
Rohstoffe Marktreife 
erlangt“ 

„!Die flächendeckende 
Einführung 
entsprechender 
Systeme ist dringend 
geboten und schon 
lange überfällig“ 
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reiche zugelassen werden. 
Bei aller berechtigter Sor-
ge der Industrie um die 
Gewährleistung der Prak-
tikabilität eines solchen 
umfassenden Regelwerks 
gilt:  
Umwelt- und Verbrau-
cherschutz setzen die nö-
tigen Anreize für ökologi-
sche Innovationen und 
bieten die Chance für Un-
ternehmen, sich mit grü-
nen Pionierleistungen auf 
den Märkten zu etablie-

ren. Schäd-
liche oder 
umstrittene 
Stoffe wer-
den durch „
sauberere“ 
Stoffe, inef-
fiziente und 
umweltkri-

tische Produktionsverfah-
ren durch schonendere er-
setzt.  
Die aktuellen wirtschaft-
lichen und sozialpoliti-
schen Reformen in 
Deutschland und der Eu-
ropäischen Union sind 
mit wichtigen strukturel-
len Weichenstellungen 
für die Zukunft verbun-
den. Die vier Beispiele 
zeigen dabei deutlich: Ö-
kologie und Verbraucher-
schutz können einen 
wichtigen Beitrag zu die-
sen Reformen leisten. Ö-
kologische Innovationen 
schaffen zu- 
kunftsfähige Arbeitsplät-
ze und sichern den Stand-
ort Deutschland im nach-
haltigen Sinne. Umwelt-
schutz kann darüber hin-
aus Kosten im Gesunds-
heitswesen sparen und 

sorgt zudem für mehr Le-
bensqualität. Dies sollten 
wir bei den noch anstehen-
den Diskussionen in die-
sem „Reformherbst“ nicht 
aus dem Auge verlieren.  

Mehr als 100.000 soge-
nannte Altstoffe und da-
von etwa 30.000 in markt-
relevanten Mengen sind 
zur Zeit EU-weit im Ver-
kehr. Nur ein Bruchteil 
dieser Stoffe hat jemals 
ein offizielles Zulassungs-
verfahren durchlaufen. Ü-
ber diese Stoffe fehlen öf-
fentlich zugängliche Daten 
über ihre lang-
fristigen Wir-
kungen auf 
Umwelt und 
Gesundhe i t . 
Mit regelmä-
ßigem Ab-
stand finden 
Behörden und 
Verbraucherorganisationen 
schädliche Stoffe in All-
tagsprodukten: Weichma-
cher in Kinderplantschbe-
cken, zinnorganische Ver-
bindungen in Gummistie-
feln, Formaldehyd in La-
minatböden – um nur eini-
ge ganz aktuelle Beispiele 
zu nennen. Um diesem „
Gift-des-Monats“ Phäno-
men zu entgehen, entwi-
ckelt die EU zur Zeit eine 
Reform der Chemikalien-
politik, die der Industrie 
im Sinne der Produktver-
antwortung die Beweislast 
für die Unbedenklichkeit 
der von ihr produzierten 
Chemikalien auferlegt. Al-
le Stoffe müssen entspre-
chend ihrem Produktions-
volumen registriert, be-
wertet und bei hohem Ge-
fahrenpotenzial für be-
stimmte Anwendungsbe-

Grüne Innovationen in der 
Chemie für mehr Umwelt- 
und Gesundheitsschutz 

Ökologische 
Innovationen schaffen 
zukunftsfähige 
Arbeitsplätze und 
sichern den Standort 
Deutschland 

Antje Vogel-Sperl 
Mitglied im Ausschuss für 
Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 
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Linkliste – neue Links zum Thema Reform 
 
www.gruene.de (Homepage von Bündnis 90 / Die Grünen) 
www.gruene-fraktion.de (Homepage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen) 
www.gruene-fraktion.de/rsvgn/rs_rubrik/0,,347,00.htm (zum Thema Gesundheit/Rente) 
www.gruene-fraktion.de/rsvgn/rs_dok/0,,44841,00.htm (zum Thema Dosenpfand) 
www.gruene-fraktion.de/rsvgn/rs_dok/0,,44168,00.htm (zum Thema Wehrpflicht) 
www.gruene.de/links (Linkliste von Bündnis 90/ Die Grünen) 
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Wir freuen uns, dass der 
letzte Rundbrief bei euch 
so gut angekommen ist. 
Weiterhin könnt ihr auf 
SÜDWEST GRÜN zäh-
len, der Euch direkt aus 
der  baden-wür t tem-
bergischen Landesgruppe 
mit Nachrichten und In-
formationen aus der 
Hauptstadt versorgt. 

 

SÜDWEST GRÜN wird 
nur via Internet als pdf-
Datei versandt. Das heißt, 

Euer Draht nach Berlin: SÜDWEST GRÜN 
Wer, Wie, Was und Wo? 

V. i. S. d. P. 
Alexander Bonde, MdB 
Platz der Republik 1, 11011 Berlin 
Redakteur: Fedor Dittmann, Mitarbeit: Ulrike Paschedag, Thorsten 
Arzbach, Jutta Albrecht,  

Telefon: 030/227-71691 
Fax: 030/227-76991 
E-Mail: alexander.bonde@bundestag.de 

Rundbrief der baden-württembergischen 
Grünen im Bundestag 

dass SÜDWEST GRÜN 
ganz einfach mit Acrobat 
Reader geöffnet werden 
kann. Ihr könnt den elekt-
ronischen Rundbrief na-
türlich gerne an andere In-
teressierte, Freundinnen 
und Freunde weiterleiten. 

 

Wer SÜDWEST GRÜN 
regelmäßig beziehen will 
und noch nicht im Vertei-
ler ist, kann sich durch ei-
ne Mail an alexander.
bonde@bundestag.de auf-

glied nach Hause. Für uns 
ist es wichtig  zu wissen, 
was euch konkret „auf den 
Nägeln brennt“. 

 Unsere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den 
Wahlkreisbüros sind vor 
Ort für euch und eure An-
liegen da und stehen in 
ständigem engen Kontakt 
mit uns Abgeordneten in 
Berlin. Auch eure Ideen 
und euer Engagement sind 
ein wichtiger Beitrag zu 
unserer Parlamentsarbeit. 

nehmen lassen. Ein einfa-
ches „In den Verteiler 
SÜDWEST GRÜN“ im 
Betreff reicht aus. Abbe-
stellen könnt ihr auf dem 
gleichen Weg. 

 

Aufgrund der großen Dis-
tanz zwischen Baden-
Württemberg und Berlin 
können wir selbst nicht so 
oft in den Wahlkreisen 
unterwegs sein, wie wir es 
gerne möchten. Ihr seid 
unser wichtigstes Binde-


